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Studie für den LIBE-Ausschuss  

Die Grundrechte irregulärer Wanderarbeitnehmer in der EU1  

Umfang und Ziele der Studie 

Es bestehen große Unterschiede zwischen den in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
verankerten Rechten aller Personen und Arbeitnehmer und den Erfahrungen irregulärer Wanderarbeitnehmer 
in den Mitgliedstaaten. In dieser Studie werden Art und Ursachen dieser Defizite beim Schutz analysiert und 
Strategien zum Abbau dieser Defizite erörtert.  

Die Bemühungen um den Abbau der Defizite beim Schutz irregulärer Wanderarbeitnehmer stehen vor zwei 
grundlegenden Herausforderungen. 1. Wie und in welchem Umfang kann „das Recht“ genutzt werden, um 
Menschen zu schützen, die „außerhalb des Gesetzes“ leben und arbeiten? 2. Wie können irreguläre Migranten 
ihre Grundrechte in sinnvoller Weise wahrnehmen, wenn sie aufgrund ihres irregulären Aufenthaltsstatus 
abgeschoben werden können? Diese beiden Fragen, die sich auf die Grenzen des Rechtsschutzes und das 
Spannungsverhältnis zwischen der Förderung der Rechte einerseits und den Strategien der 
Einwanderungskontrolle andererseits beziehen, bilden den Kern der politischen Debatte über die Rechte 
irregulärer Wanderarbeitnehmer.  

Wichtigste Erkenntnisse 

Mängel der EU-Rechtsvorschriften über die Rechte irregulärer Wanderarbeitnehmer 

Was die Arbeitnehmerrechte irregulärer Wanderarbeitnehmer betrifft, geht aus der Charta der Grundrechte als 
Maßstab für den Schutz der Grundrechte in der EU nicht hinreichend hervor, inwieweit sie anzuwenden ist. 
Auch die EU-Richtlinien über Arbeitsnormen bieten irregulären Wanderarbeitnehmern keinen eindeutigen 
Schutz, da sie durch die Parameter des nationalen Arbeitsrechts begrenzt sind. Die Richtlinie über Sanktionen 
gegen Arbeitgeber stellt zwar eine wichtige Entwicklung im Hinblick auf den ausdrücklichen Schutz der Rechte 
irregulärer Migranten dar, hat aber dennoch dazu geführt, dass der Schutz der Grundrechte und die 

                                                             
1Volltext der Studie in englischer Sprache: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/702670/IPOL_STU(2022)702670_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

Diese Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, soll als 
Grundlage für politische Debatten darüber dienen, wie die Grundrechte irregulärer 
Wanderarbeitnehmer in der EU wirksamer geschützt werden können. In der Studie wird analysiert, 
worin und warum sich der in den EU-Rechtsvorschriften verankerte Grundrechtsschutz und die 
Rechte, die irreguläre Wanderarbeitnehmer in den EU-Mitgliedstaaten in der Praxis wahrnehmen, 
unterscheiden, und es werden Strategien erörtert, wie diese Defizite beim Schutz ausgeglichen 
werden können. 
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Einwanderungskontrollen enger aneinandergekoppelt wurden, wodurch der Wert dieser jüngsten EU-Initiative 
als Rechtsschutzinstrument untergraben wurde. 

Defizite beim Rechtsschutz in den Rechtsvorschriften der EU-Mitgliedstaaten 

Trotz der Ausarbeitung überarbeiteter und neuer nationaler Gesetze zur Umsetzung der Richtlinie über 
Sanktionen gegen Arbeitgeber und zur Verbesserung der Normen im Bereich der Grundrechte irregulärer 
Wanderarbeitnehmer bestehen in allen EU-Mitgliedstaaten nach wie vor erhebliche Defizite beim Schutz ihrer 
Rechte. Durch den Wortlaut des nationalen Arbeitsrechts, das Zusammenspiel zwischen Arbeits- und 
Einwanderungsrecht und die Rechtsbegriffe „Rechtswidrigkeit“ und „sittenwidrige Verträge“ wird der 
Anwendungsbereich des nationalen Grundrechtsschutzes und insbesondere der arbeitsrechtlichen Garantien 
für irreguläre Wanderarbeitnehmer eingeschränkt. Die Spannungen, die sich aus der Abwägung von 
Grundrechtspflichten und der Umsetzung nationaler Arbeits- und Einwanderungsgesetze in der nationalen 
Politik ergeben, tragen dazu bei, dass irreguläre Migranten ihre Rechte aus Angst vor Abschiebung nur 
zögerlich geltend machen.  

Arbeitsmigration kann für Migranten, insbesondere – aber nicht nur – für irreguläre Arbeitsmigranten, 
vielschichtige Kosten und Gefährdungen mit sich bringen. Um die Verhältnisse irregulärer Arbeitsmigranten zu 
verstehen, müssen wir jedoch über die Kosten und „negativen Auswirkungen“ hinausgehen, um die vielfältigen 
Vorteile zu berücksichtigen, die irreguläre Arbeitsmärkte für verschiedene Gruppen wie Arbeitgeber, 
Arbeitsvermittler, Verbraucher im Aufnahmeland und für Migranten selbst bieten können. Die Beschäftigung 
irregulärer Migranten kann auch bestimmten wirtschaftlichen und politischen Funktionen im jeweiligen 
Aufnahmeland dienen.  

Abbau der Defizite 1: soziale Rechte und Dienste 

Subnationale Akteure auf kommunaler und regionaler Ebene in einer begrenzten Anzahl von EU-
Mitgliedstaaten haben einige Defizite beim Schutz der Grundrechte irregulärer Wanderarbeitnehmer 
ausgeglichen. Am erfolgreichsten erwiesen sich Initiativen im Bereich Soziales, darunter Gesundheit, Sozialhilfe 
und Wohnraum, die in der Regel wirksame Partnerschaften mit nichtstaatlichen Organisationen erfordern. Von 
subnationalen Akteuren kann jedoch nicht erwartet werden, dass sie wirksam zur Stärkung des Schutzes der 
Arbeitnehmerrechte irregulärer Wanderarbeitnehmer beitragen. Angesichts des zentralisierten Charakters des 
Arbeitsrechts fehlt es den subnationalen Akteuren an übertragenen Befugnissen, unabhängige Schritte zur 
Förderung der Arbeitsgerichtsbarkeit für irreguläre Wanderarbeitnehmer zu unternehmen. Bestenfalls haben 
Städte in der EU nichtstaatliche Organisationen finanziell dabei unterstützt, Migranten in wichtigen arbeits-, 
migrations- und menschenrechtlichen Fragen zu beraten. 

„Firewalls“, die die Anbieter von Diensten daran hindern, den zuständigen Behörden den irregulären 
Migrationsstatus ihrer Nutzer zu melden, können den Zugang irregulärer Migranten zu grundlegenden 
sozialen Rechten verbessern. Firewalls sind jedoch ein weniger wirksames Instrument für den Schutz der 
Arbeitnehmerrechte irregulärer Migranten. Arbeitsrechtliche Verfahren erfordern eine Interaktion mit den 
Strafverfolgungsbehörden (z. B. Gerichte, Polizei und Arbeitsaufsichtsbehörden), die durch ihre 
Aufgabenbereiche, die auf nationaler Ebene festgelegt wurden, in der Regel zur Meldung irregulärer Migration 
verpflichtet sind. In vielen Fällen steht die Ausbeutung von Arbeitskräften in direktem Zusammenhang mit dem 
irregulären Migrationsstatus des Arbeitnehmers. Eine Firewall, mit der die Strafverfolgungsbehörden daran 
gehindert werden sollen, irreguläre Migration an die Einwanderungsbehörden zu melden, könnte als dem 
öffentlichen Interesse zuwiderlaufend angesehen werden, da sie womöglich die Bemühungen um die 
Bekämpfung der Ursachen der Ausbeutung von Arbeitskräften untergräbt und die Möglichkeiten des Staates, 
Sanktionen gegen Arbeitgeber zu verhängen, einschränkt. 

  



DG IPOL | Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
 

 3 

Abbau der Defizite 2: Arbeitnehmerrechte und Gerechtigkeit 

Damit irreguläre Wanderarbeitnehmer in ausbeutenden Beschäftigungsverhältnissen ermutigt werden, ihre 
Arbeitnehmerrechte in Gerichtsverfahren geltend zu machen, muss ihnen zugesichert werden, dass sie im Falle 
einer erfolgreichen Klage gegen ihren Arbeitgeber die Möglichkeit haben, sich zumindest vorübergehend 
rechtmäßig im Aufnahmeland aufzuhalten und dort zu arbeiten. Es muss unbedingt ein sinnvoller Anreiz für 
irreguläre und ausgebeutete Migranten geschaffen werden, sich zu melden, ohne die 
Einwanderungskontrollen des Aufnahmelandes zu untergraben. Diese beiden Ziele könnten durch die 
Einführung einer speziellen befristeten „Abhilfearbeitserlaubnis“ für irreguläre Wanderarbeitnehmer 
erreicht werden, die ihre Arbeitnehmerrechte eingefordert haben und deren Beschäftigungsbedingungen 
nach Auffassung der zuständigen Justizbehörde eine erhebliche Verletzung ihrer Grundrechte darstellen. 

Damit Arbeitsrechtmaßnahmen greifen und von irregulären Wanderarbeitnehmern in Anspruch genommen 
werden, ist es von entscheidender Bedeutung, nichtstaatliche Organisationen, Gewerkschaften und/oder 
nationale Menschenrechtsinstitutionen dabei zu unterstützen, bei Beschwerdeverfahren als Vermittler 
zwischen irregulären Migranten und Strafverfolgungsbehörden zu fungieren. In einigen Mitgliedstaaten gibt 
es diesbezüglich bereits vielversprechende Verfahren, die durch verstärkte finanzielle Unterstützung weiter 
ausgebaut werden könnten. 

Um den Anwendungsbereich der EU-Rechtsvorschriften zum Schutz der Arbeitnehmerrechte irregulärer 
Wanderarbeitnehmer in der EU zu klären, sollte die Ausarbeitung einer neuen EU-Richtlinie speziell zum 
Arbeitsschutz für irreguläre Wanderarbeitnehmer in der EU in Erwägung gezogen werden. Auf der 
Grundlage der Charta und der bestehenden Richtlinien über Arbeitnehmerrechte sollte mit dieser neuen 
Richtlinie das gesamte Spektrum der arbeitsrechtlichen Normen präzisiert werden, die für irreguläre Migranten 
in gleicher Weise gelten wie für diejenigen, die sich rechtmäßig in der EU aufhalten und dort arbeiten.  
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